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KURZ KOMMENTIERT
Ausländerarbeitslosigkeit

Rückkehrhilfen keine Lösung

Nach langer Diskussion will die Bundesregierung jetzt 
Ausländer mit finanziellen Anreizen zur Rückkehr in ihre 
Heimatländer bewegen. Aus Finanzierungsgründen 
sind die Zahlungen an enge Bedingungen geknüpft. 
Ausländer aus Nicht-EG-Ländern, die erst künftig durch 
Konkurs oder Betriebsstillegung arbeitslos werden, er
halten befristet Prämien, wenn sie mit ihren Familien zu
rückkehren. Die Starthilfen sind allerdings geringer als 
das Arbeitslosen- und Kindergeld, das in der Bundesre
publik gezahlt würde. Alle Türken und Portugiesen kön
nen sich außerdem schon bei der Ausreise ihre Renten
beträge erstatten lassen.

Damit sollen schätzungsweise 100 000 bis 150 000 
Ausländer zur Heimkehr angeregt werden. Ob diese 
Zahl mit der „kleinen Lösung“ , auf die sich der Arbeits
und der Finanzminister geeinigt haben, erreicht wird, ist 
allerdings fraglich. Die Anreize scheinen dafür zu ge
ring, vor allem angesichts der im Vergleich zur Bundes
republik ungünstigeren Wirtschaftslage und -aussich- 
ten in den Heimatländern. Und selbst wenn die ge
schätzten Zahlen erreicht werden, so bedeutet das für 
den Arbeitsmarkt nur wenig. Die Zahl der ausländischen 
Enverbspersonen (beschäftigte Arbeitnehmer und Ar
beitslose) wird dann nur um rund 5 % zurückgehen.

Völlig unberührt von den iVlaßnahmen bleiben die 
schwerwiegenden qualitativen Probleme der Ausländer 
auf dem Arbeitsmarkt. Vor allem haben „Späteinstei
ger“, ausländische Jugendliche, die in den letzten Jah
ren in großer Zahl im Rahmen der Familienzusammen
führung eingewandert sind, meist erhebliche Probleme 
bei der beruflichen Eingliederung. Wenn hier nichts ge
schieht, werden sie künftig den „harten Kern“ der Aus
länderarbeitslosigkeit bilden. sp

Bundesbank

Auf schmalem Grat

Die Inflationsrate betrug im Juni, gemessen an den 
Verbraucherpreisen im Vergleich zum Vorjahresmonat,
2,4 % und erreichte damit ihren niedrigsten Stand seit 
Oktober 1978. Auch wenn sie durch einen Basiseffekt 
aufgrund der Tabaksteuererhöhung im Juni letzten Jah
res unterzeichnet wird, scheint der Kampf gegen die In
flation erfolgreich gewesen zu sein. Aber wird der Erfolg 
Bestand haben?

Bisher wurde die Preisniveaustabilität durch kurzfri
stige Einflußfaktoren wie gesunkene Ölpreise und die

Konjunkturlage begünstigt. Im nächsten halben Jahr 
dürfte sich dagegen die Mehn/vertsteueranhebung 
preissteigernd auswirken. Langfristig entscheidend 
bleibt allerdings die Geldmengenpolitik, da eine starke, 
dauerhafte Geldmengenausweitung die Inflation mit Si
cherheit, wenn auch mit erheblicher Verzögerung, an
steigen läßt. Geäußerte Befürchtungen eines erneuten 
Inflationsanstiegs beruhen denn auch auf der starken 
Ausweitung der Zentralbankgeldmenge, die in den letz
ten Monaten den angestrebten Zielkorridor von 4 bis 
7 % erheblich überstieg.

Die Bundesbank betont, daß es sich hierbei nur um 
ein vorübergehendes Phänomen handele. Sie führt die 
Ausweitung zudem insbesondere auf Sonderfaktoren, 
wie den Anstieg der Bargeldhaltung, Aufwertungsspe
kulationen und die Bundesbank-Gewinnausschüttung 
zurück. Gefährdet wird die Preisstabilität allerdings 
durch jede Geldmengenausweitung, unabhängig von 
ihrer Ursache. Entscheidend bleibt allein die Dauer. Das 
Geldmengenziel wurde nunmehr aber bereits ein hal
bes Jahr überschritten, und die Ausweitung der Geld
menge kann nur vorsichtig zurückgeführt werden, um 
nicht durch einen deutlichen Zinsanstieg den noch un
gefestigten Konjunkturaufschwung zu gefährden. Somit 
wandelt die Bundesbank zur Zeit auf schmalem Grat.

de

Welthandel

Wende zum Besseren?

Die stark vom Export abhängigen Volkswirtschaften -  
und dazu zählen sämtliche westeuropäischen Länder -  
sehen in einer Belebung der Auslandsnachfrage eine 
wesentliche Voraussetzung für die Überwindung der 
Konjunkturschwäche. Mit Aufatmen werden daher die 
Anzeichen begrüßt, daß die Talfahrt des Welthandels im 
letzten Winterhalbjahr zu Ende gegangen ist. Offen
sichtlich strahlt die Belebung, die sich in den USA und 
einer Reihe anderer Industrieländer durchgesetzt hat, 
auf diese Weise auf die übrige Welt aus. Gleichwohl 
sind erhebliche hemmende Faktoren auch weiterhin 
wirksam.

So werden die Erdölexportländer, die nach der rapi
den Schrumpfung ihrer Ausfuhrerlöse in eine Defizitpo
sition geraten sind, ihre im vergangenen Jahr einge
schränkten Importe nicht so bald wieder steigern kön
nen. Ähnliches gilt für die übrigen Entwicklungsländer, 
deren Verschuldungskrise weiterschwelt. Beide Län
dergruppen werden ihre außenwirtschaftlichen Proble
me nur dann einer Lösung näherbringen können, wenn 
es in den Industrieländern nicht nur zu einer kurzlebigen
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Expansion, sondern zu einer Überwindung der Wachs
tumsschwäche kommt.

Die Chancen für eine derartige Entwicklung werden 
indes gerade durch die Außenhandelspolitik führender 
Industrieländer gemindert, die bis in die jüngste Zeit ver
suchen, mangelnde Wettbewerbsfähigkeit durch Er
richtung ständig neuer protektionistischer Barrieren 
wettzumachen. Offenbar gerät es immer weiter in Ver
gessenheit, daß eine der wichtigsten Triebkräfte für die 
Steigerung von Beschäftigung und Wohlstand in den 
fünfziger und sechziger Jahren die fortschreitende Öff
nung der Märkte war, und dies ohne kleinliche Aufrech
nung vermeintlicher oder auch tatsächlicher nationaler 
Vor- und Nachteile. Gewinnt diese Einsicht nicht an Bo
den, bleiben die Aussichten für eine nachhaltige Bele
bung von Weltkonjunktur und Welthandel trübe. gg

USA

Berechtigte Bedenken

Als um die Jahreswende in den USA die ersten Indizien 
für die so lange erwartete Konjunkturbelebung sichtbar 
wurden, nahm der Pessimismus bezüglich der künfti
gen Wirtschaftsentwicklung zunächst noch zu. Nun, da 
sich eine unenwartet kräftige Erholung abzeichnet, 
übertreffen sich offizielle und private Konjunkturbeob
achter darin, ihre Prognosen nach oben zu revidieren. 
Jede neue Meldung über einen weiteren Anstieg wichti
ger Konjunkturindikatoren wird euphorisch kommen
tiert.

Gerade einige Supply-Sider, die im letzten Jahr noch 
damit beschäftigt waren, Begründungen zu suchen, 
warum der von ihnen vorhergesagte Aufschwung gar 
nicht eintreten konnte (Verwässerung des ursprüngli
chen Programms, Steueranhebungen usw.), sehen nun 
natürlich ihr wirtschaftspolitisches Konzept als bestätigt 
an. Dabei verläuft die Konjunkturbelebung kaum nach 
angebotstheoretischen Vorstellungen. Sie wird, abge
sehen vom Wohnungsbau und vorübergehenden la
gerzyklischen Impulsen, vor allem wieder vom privaten 
Konsum getragen. Einer deutlichen Steigerung der ge
werblichen Investitionen steht nach wie vor besonders 
der hohe Realzins entgegen.

Sicherlich wird die Erholung in diesem Jahr insge
samt erheblich kräftiger sein, als noch vor wenigen Mo
naten zu erwarten war. Es ist jedoch sehr optimistisch, 
nunmehr anzunehmen, daß die gegenwärtige konjunk
turelle Aufwärtsbewegung bereits eine Phase nachhal
tigen Wachstums einleitet. Vor allem wird vielfach über
sehen, daß die wirtschaftspolitischen Rahmenbedin-
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gungen dafür noch keine Gewähr bieten. Die Aussicht 
auf anhaltend hohe Staatsdefizite läßt befürchten, daß 
die wieder zunehmende private Kapitalnachfrage ver
drängt wird, und dies schafft wiederum Unsicherheit 
über den künftigen Kurs der Geldpolitik. Es gibt also 
Gründe genug, Bedenken hinsichtlich der Nachhaltig
keit des gegenwärtigen Aufschwungs nicht als übertrie
ben abzuqualifizieren. ku

VR China

Problematische Planübererfüllung

Auf dem kürzlich in Peking durchgeführten 6. Nationa
len Volkskongreß wurden die Fortführung des einge
schlagenen Reformkurses bekräftigt und die Entwick
lungsziele für den seit 1981 laufenden Fünfjahrplan be
kanntgegeben. Bis Mitte der 80er Jahre sind im Ver
gleich zu früheren Planperioden nur bescheidene 
Wachstumsraten vorgesehen; in erster Linie sollen 
entwicklungshemmende Engpässe vor allem im Trans
portwesen und Energiebereich beseitigt und die Wirt
schaft zugunsten der Landwirtschaft und Leichtindu
strie umstrukturiert werden. Die Investitionen in die 
Schwerindustrie, die rd. 30 Jahre lang im Vordergrund 
der Entwicklungsanstrengungen gestanden hatte, sol
len dagegen reduziert werden.

Mit der seit Reformbeginn durchgeführten neuen 
Landwirtschaftspolitik konnte man bisher deutliche Er
folge verzeichnen. Transportwesen und Energiebasen 
werden gemäß den langfristigen Entwicklungsvorstel
lungen ausgebaut. Die Verlagerung der Entwicklungs
prioritäten zur Aufhebung der Ungleichgewichte inner
halb der Industrie macht aber offensichtlich Schwierig
keiten. Die Wachstumsrate der Schwerindustrie lag im 
vergangenen Jahr mit 10 % weit über der Planziffer 
(1 %) und wesentlich über der Zuwachsrate der leichtin
dustriellen Produktion (6 %).

Angesichts der neuen Prioritäten wird man nicht um
hin können, bei der Produktion etwa von Vorleistungen 
der Schwerindustrie auch in der Planübererfüllung eine 
schlechte Planerfüllung zu sehen -  dann nämlich, wenn 
durch Überproduktion Güter erzeugt werden, die von 
den nachgeschalteten Verarbeitungsindustrien nicht 
absorbiert werden können. Auf diese Weise werden oh
nehin knappe Ressourcen gebunden und sind nicht für 
die genannten Engpaßsektoren oder die Entwicklung 
der Leichtindustrie verfügbar. Ungleichgewichte zwi
schen den Sektoren bleiben bestehen oder werden so
gar noch verstärkt, und gesamtwirtschaftliche Wachs
tumseffekte bleiben aus. kwi
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